LANDESVERBAND HESSEN DER ANGEHÖRIGEN UND FREUNDE PSYCHISCH KRANKER MENSCHEN E.V.
                                                 Protokoll

          der Jahreshauptversammlung 2011 am Montag, 20.06.2011

Ort:  Evangelische Akademie Arnoldshain, Am Eichswaldfeld 3, 62389 Schmitten

Zeit: Mo, 20. 06. 11, 16.00 – 17.00 Uhr

Anwesende Vorstand: Haider, Kratzer, Mayer, Nolting, Dr. Peukert, Sperling

Entschuldigt: Hülsmann, Werning

Zahl der anwesenden Mitglieder: 39

Tagesordnung

1 Begrüßung durch den 1. Vorsitzenden Herrn Prof. Dr. Peukert

2 Feststellung der frist- und formgerechten Einladung sowie der Beschlussfähigkeit

3 Billigung des Protokolls der MV 2010

Das Protokoll wird – bei Enthaltung der Protokollantin – einstimmig gebilligt. Es ist auf der Homepage des LV einsehbar.
4 Feststellung der Tagesordnung

   Es gibt keinen Antrag auf Erweiterung.

5 Bericht des Vorstands

Tagungen in 2010

02.06.10 Haus Gallus (Frankfurt): Wohin geht der Weg der psychiatrischen Pflege?

Mignon Simatovic vom Markuskrankenhaus in Franfurt berichtet von ihrer Arbeit in der Tagesklinik der Psychiatrie. Stephan Wolff von der Institutsambulanz der Psychiatrie Hanau 

führt in die Prinzipien der ambulanten Betreuung psychisch Kranker ein und berichtet von seinen Erfahrungen bei der aufsuchenden Hilfe.

26.11.10 Haus Gallus (Frankfurt): Das Verhältnis zu meinem kranken Angehörigen ist schwierig. Vortrag von Dr. Seehuber mit anschließender Diskussion.

Sonstige Tätigkeiten des Vorstands

Alle Vorstandsmitglieder beteiligten sich entsprechend ihren Aufgabenbereichen an der Vor-

bereitung der dreitägigen Länderratstagung in Fulda sowie an der Vorbereitung der Jahrestagung in Arnoldshain. Darüber hinaus vertraten viele von uns Standpunkte der Angehörigen auf Tagungen und Veranstaltungen durch Vorträge und Teilnahme an Podiumsdiskussionen.
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Prof. Peukert: Fortsetzung der langjährigen Gremienarbeit und Mitwirkung auf Fachtagungen, häufig als Referent und/oder Moderator. Schwerpunkte seiner Arbeit waren Planungen für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, die inzwischen von der Bundesregierung unterschrieben ist. Dabei spielte das Thema Zwang und Gewalt in der Psychiatrie eine große Rolle. Daneben waren es auch die Integrierte Versorgung sowie die rechtliche Regelung von Behandlungsvereinbarung, Patientenverfügung und Vollmachten unter dem Aspekt des Vorliegens einer psychiatrischen Erkrankung. 

Zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention: 
Mit der Ratifizierung der Konvention besteht der Auftrag, auf  Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene Aktionspläne zur Umsetzung der Konvention zu erstellen. Der Aktionsplan des Bundes liegt vor - im Vorfeld hatte es u.a. eine Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales des Bundestages gegeben, an dem für den Personenkreis der psychisch kranken Menschen unser Vorsitzender, Prof. Peukert, von den Abgeordneten befragt wurde (Protokoll 17/15, 17. Wahlperiode - Deutscher Bundestag). Das Land Rheinland-Pfalz hat schon vor Monaten den ersten Landes-Aktionsplan vorgelegt; in Hessen wurde vor kurzem zu diesem Zweck eine Koordinationsstelle im Sozialministerium eingerichtet, und der Behindertenrat arbeitet einem Hessischen Aktionsplan zu.  Herr Rampold ist einer der 12 Vertreter im Hessischen Behindertenrat.

Neben dem Aktionsplan muss der Bund am 4.7.2011 einen sog. „Staatenbericht“ an die UN senden; hier hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Federführung. Neben dieser staatlichen „Schiene“ gibt es eine unabhängige Monitoringstelle, die ebenfalls einen Bericht vorlegen wird; diese Monitoringstelle ist das Deutsche Institut für Menschenrechte in Berlin.  Der Bericht der Monitoringstelle wird deutlich kritischer ausfallen als der der Bundesregierung.
Zwang und Gewalt in der Psychiatrie: Im Kontext der UN-Behindertenrechtskonvention und des neu eingeführten Patientenverfügungsrechtes gibt es eine moderate Position der Betroffenenverbände, die der Verband Baden-Württemberg (u.a. Klaus Laupichler) erarbeitet hat, sowie eine radikale Position im BPE. Letztere lehnt die Anwendung von Zwang und Gewalt in der psychiatrischen Behandlung grundsätzlich ab, auch bei drohender Selbst- und Fremdgefährdung. Es soll außerdem grundsätzlich keine Sondereinrichtungen und keine Sonderbehandlung (Diskriminierung) für psychisch kranke Menschen geben. 

Das hieße dann u.a.: Wer ein Verbrechen begeht, soll ins normale Gefängnis kommen.  
Eine Stellungnahme der APK hebt dagegen den Artikel 17 der Konvention hervor „Schutz der Unversehrtheit der Person“. Die APK schlägt vor, diesen Artikel für den Personenkreis der psychisch kranken Menschen wie folgt umzusetzen: eine kranke bzw. behinderte Person, die ihre Selbstbestimmung nicht mehr ausüben könne, solle einer Behandlung zur Wiederherstellung ihrer Selbstbestimmungsfähigkeit auch ohne Vorliegen einer Gefahr der Selbst- und/oder Fremdgefährdung einer Behandlung zugeführt werden können, allerdings unter strengen Auflagen und Kontrollen. Die Landesverbände der Angehörigen haben bei ihrem letzten Treffen in Fulda eine Diskussionsvorlage für eine Stellungnahme seitens der Angehörigenverbände erarbeitet.
Was bedeutet Barrierefreiheit für psychisch kranke Menschen?

Psychisch kranke Menschen sind häufig nicht in der Lage, den Auflagen der Arbeitsverwal-

tung (o.ä.) nachzukommen, dafür werden Regelungen (mögliche Hilfen) gesucht.
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Kann der Kranke krankheitsbedingt seine Selbstbestimmung nicht mehr ausüben, müssen ebenfalls Regelungen getroffen werden. Eine Arbeitsgruppe des BApK (unter Rüdiger Hannig aus Schleswig-Holstein) wird solche Barrieren sammeln und definieren.

Herr Haider: Aktualisierung der Mitgliederliste sowie weiterer Adressensammlungen. Aufbau eines Psychoseseminars (Trialog) in Wiesbaden. Mitwirkung bei einer Podiumsdiskussion zum Thema „Medikamente“ auf der DSGB- Veranstaltung „Menschenrechte verwirklichen“  am 11. – 13. 10 in Frankfurt. Planung einer Fahrt des Vorstands zur Soteria-Station in Friedberg.    

Herr Kratzer: umfangreiche Druck- und Versandarbeiten sowie grafische Gestaltung der Flyer, Pflege der Homepage des LV (www.angehoerige-hessen.de). Vorbereitungen und Mitarbeit bei der Planung der Veranstaltung in Fulda am 02.06.11. 

Frau Mayer: die üblichen Arbeiten in der Geschäftsstelle (Post, Rechnungen, Buchführung

u.a.) Telefonberatung, Entwürfe für die inhaltliche Gestaltung der Flyer, Protokolle,

Planung der Tagung in Fulda. Kurzvortrag (Statement zur Position der Angehörigen zum Thema „Inklusion“) auf der LWV-Tagung in Hanau „Hessen inklusive(r)?“. Teilnahme an der Podiumsdiskussion der DGSP zum Thema „Medikamente“ s.o. Haider. Vortrag über den „Trialog“ in Paderborn (für den BV). Fortbildung 27.05.10 „Das Persönliche Budget“ in

Mainz.

Frau Nolting: Beantragung der Pauschalförderung, Beantragung und Abwicklung der Pro-

jektförderung. Zusammen mit Frau Mayer Planung und organisatorische Durchführung der zwei Tagungen im Haus Gallus s.o. Aufstellung des Haushaltsplans.                                                                       

Herr Rampold hat wie auch Prof. Peukert und Frau Mayer an der Länderratstagung in Köln

und an der Jubiläumsveranstaltung des BV in Königswinter teilgenommen und beteiligte sich an der Planung der Tagung in Fulda.   
Des weiteren suchte er Kontakt zu anderen Behindertenorganisationen auf Landesebene, um

Gemeinsamkeiten auszuloten und gemeinsame Ziele voranzubringen. Dazu nahm er Kontakt zum Landesbehindertenrat auf, der bei behindertenspezifischen Fragen von der Landesregierung um eine Stellungnahme gebeten wird. Ein loser Zusammenschluss von Vereinen und Verbänden aus dem Behindertenbereich wählt diesen Landesbehindertenrat, der das Recht hat, autonome Stellungnahmen abzugeben. Auf der letzten Delegiertenversammlung wurde Herr Rampold in den Landesbehindertenrat gewählt.

(Nicht zu verwechseln mit der Landesbehindertenbeirat, der vom Landesbehindertenbeauf-

tragten der Regierung berufen wird.)
Frau Sperling hat zusammen mit Frau Mayer und Herrn Rampold vor Ort einen Teil der organisatorischen Planungen für die Veranstaltung in Fulda übernommen. Ebenso beteiligt sie
sich am Psychoseseminar in Wiesbaden.  
Frau Werning hat wie immer den elektronischen Bankeinzug, die elektronische Buchung und den Jahresabschlussbericht übernommen.

6 Bericht der Schatzmeisterin Frau Werning

Herr Prof. Peukert verliest den Abschlussbericht und erläutert einige Zahlen. Der Minus-Abschluss kam durch die aus persönlichen Gründen schon im Dezember 2009 erfolgte elektronische Abbuchung der Mitgliedsbeiträge 2010 zustande. (Also kein echtes Minus!)
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7 Bericht der Kassenprüfer Herr Schmidt und Herr Heller 
Herr Schmidt ist wegen Krankheit entschuldigt. Herr Heller verliest den Kassen -prüfungsbericht. Es gab keine Unregelmäßigkeiten. Die Gelder wurden sachgerecht und sparsam verwendet. Anschließend stellt Herr Heller den Antrag auf Entlastung des Vorstands. 
8 Entlastung des Vorstands
Der Antrag wird bei Enthaltung des Vorstands einstimmig angenommen. 

9 Wahl des Vorstands
Geschäftsführender Vorstand

Es wird ausdrücklich auf eine geheime Wahl verzichtet.
Anstelle von Herrn Prof. Peukert, der in den Erweiterten Vorstand wechselt, wird Herr

Klaus Rampold zum 1. Vorsitzenden gewählt.
                                             Klaus Rampold

                                             Mönchesweg 28

                                             36251 Bad Hersfeld
                                             06621/73571  klaus.rampold@t-online.de  

Frau Werning und Frau Mayer werden als Stellvertretende Vorsitzende wiedergewählt. 
Alle wurden einstimmig – bei Enthaltung der Kandidaten – gewählt. Sie nehmen die Wahl an. 

(Bei Frau Werning lag eine telefonische Einverständniserklärung vor.)                                                             
 Damit besteht der Geschäftsführende Vorstand aus: 
                                  Klaus Rampold:         1. Vorsitzender 
                                  Annemarie Werning:  Stellv. Vorsitzende, Schatzmeisterin                                 

                                  Edith Mayer:               Stellv. Vorsitzende, Schriftführerin

Erweiterter Vorstand

Folgende Mitglieder des bisherigen Vorstands werden in den Erweiterten Vorstand gewählt:

                                  Dr. Reinhard Peukert

                                  Valentin Kratzer

                                  Edelgard Nolting

                                  Helmut Haider
                                  Margarete Sperling

Weiterhin werden gewählt

                                 Dr. Petra Gabel, Holzweg 7, 61440 Oberursel                                   
                                 Hans Emmert, Wilhelm-Helwig-Str. 26, 34613 Schwalmstadt

Alle werden – bei Enthaltung der Kandidaten – einstimmig gewählt. Auf eine geheime Wahl wurde verzichtet. Alle nehmen die Wahl an.
Da unsere Satzung die Zahl der Personen im Erweiterten Vorstand auf sechs beschränkt, wurde inzwischen nach Rücksprache mit Frau Dr. Gabel und Herrn Emmert  Folgendes beschlossen: Herr Emmert geht in den Erweiterten Vorstand und Frau Dr. Gabel nimmt
als ständiger Gast und Nachrückerin an den Vorstandssitzungen teil. 
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10 Wahl der neuen Kassenprüfer

Neben dem 2009 gewählten Kassenprüfer Michael Heller aus Langen wurde Herr

                                           Walter Zaschka

                                           Fuchsweg 34

                                           65719 Hofheim
                                           06192/ 37130   wzaschka@t-online.de

zum neuen Kassenprüfer gewählt.

11 Änderung des Namens des Landesverbands in „Landesverband Hessen der Angehörigen psychisch kranker Menschen“

Nach einem Antrag auf Erweiterung  (…“Angehörigen und Freunde“) wird abgestimmt. Es gibt 16 Stimmen für diese Erweiterung, 10 für den vorgeschlagenen Namen und 1 Enthaltung.

Damit ist der Antrag auf Erweiterung angenommen. Frau Mayer wird Kontakt zum Registergericht Offenbach aufnehmen.
12 Prof. Peukert wünscht allen eine gute Heimfahrt!

1. Vorsitzender                                                                          Offenbach, 23. 06. 11

                                                                                                     Für das Protokoll :                                                                            
